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SACHVERHALT UND ANTRGE 

I. Auf die europäische Patentameldung 78 100 878.4 ist am 

04. November 1981 das europäische Patent 0008 592 mit 

8 PatentansprUchen erteilt worden. 

II. Gegen die Erteilung dieses europischen Patents hat die 

Aluminium Press- und Walzwerk 

MUnchenstein AG 

CH-4142 MUnchenstein 2 

am 29. Juli 1982 frist- und formgerecht Einspruch erhoben 

und den Widerruf des Patents gem13 Art. 100 a) EPU sowohi 

wegen mangelnder Neuheit (Art. 54 EPU) als auch mangelnder 

erfinderischer Tätigkeit (Art. 56 EPU) beantragt. Die Be-

grUndung wurde auf den im Recherchenbericht genannten 

Stand der Technik (US-A- 3 363 383, CH-A- 396 370, 

GB-A- 1 215 523) sowie auf drei neu genannte Vorveröffent-

lichungen (DE-C- 876 124, DE-U- 7 205 855, DE-A- 2700 626) 

gestutzt. Die Einspruchsabteilung hat durch die in der 

mUndlichen Verhandlung vom 19. Mai 1983 verkUndete und am 

08. August 1983 mit der Begriindung zugestellte Entschei- 

( 	dung das europäische Patent gemäL3 Art. 102 (1) EPU mangels 

erfinderischer Tätigkeit im Hinblick auf DK-A- 102 841 

bzw. GB-A- 1 215 523 in Verbindung mit DE-C- 878 124 

widerrufen. 

III. Gegen diese Entscheidung hat die Patentinhaberin am 

30. September 1983 unter gleichzeitiger Zahiung der GebUhr 

Beschwerde eingelegt und diese mit dem am 08. Dezem-

ber 1983 eingegangenen Schriftsatz im wesentlichen wie 

folgt begrUndet: 

. . . / . . . 
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Die NeuheitSSChädliChkeit der Entgegenhaltungen sei nicht 

gegeben und bei der Beurteilung der erfinderischen Tätig-

keit sei von der durch die DE-C- 878 124 offenbarte Wand-

konstrUktiOfl als nächstliegendem Stand der Technik auszu-

gehen, bei der es sich urn nach aul3en exponierte Verklei- 

dungsbleche und ein als Verbindungsorgan Teil der Au3en-

verkleidung bildendes Skelettprofil handle. Der als Klemrn-

feder für die abgekanteten Verbindungsbleche dienende 

nachgiebige Blechstreifen könne sich unter dem EinfluL3 der 

Zug- und Verwindungskrfte verformen und keinen sicheren 

Zusammenhalt der Bleôhe gewährleisten. Ferner sei kein 

glatter Ubergang zu den Verkleidungsblechen zu erzielen. 

Eine diese Nachteile Uberwindende Lehre sei durch die in 

der DK-A- 102 841 bzw. der GB-A- 1 215 523 offenbarten 

AusfUhrungsformen weder zu entnehmen noch daraus herleit- 

bar, weil die hieraus bekannten Klemrnleisten die ebenen 

Ränder der inneren Verkleidungsbleche nur durch Reibungs-

schlul3 halten und sich Uber die Ebene derselben erheben, 

mithin weder eine zugfeste Verbindung noch eine glatte 

Wandfläche zu bilden verrnögen. 

Urn vom nächstliegenden Stand der Technik gemäl3 der 

DE-C- 876 124 zusammen mit der aus der DK-A- 102 841 ent-

nehrnbaren Lehre zum Gegenstand des Anspruches 1 zu gelan-

gen, hätte es demnach einer erfinderischen Tätigkeit be-

durft. 

IV. Den in der Beschwerdeschrift gesteilten Antrag, die ange-

fochtene Entscheidung aufzuheben und das Patent auf der 

Basis der neu eingereichten, gegenUber der DE-C- 876 124 

besser abgegrenzten PatentansprUche aufrechtzuerhalten, 

hat die Patentinhaberin in der mUndlichen Verhandlung vom 

25. Oktober 1984 durch den Antrag ersetzt, das Patent in 

gendertem Umfang mit den in der Verhandlung Uberreichten 

S S • / S S • 
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Unterlagen sowie der mit Bezugszeichen ergnzten Figur 1 

der am 08. Dezember 1983 eingegangenen Zeichnung aufrecht-

zuerhalten. 

Sie beantragt ferner hilfsweise die Aufrechterhaltung des 

Patents mit den erteilten Unterlagen. 

Der Patentanspruch 1 gemäl3 Hauptantrag lautet wie folgt: 

Wand- oder Dachelement, insbesondere von Fahrzeugaufbau-

ten, mit einem Skelettprofil (1) mit etwa V-förmigen Aus- 

( nehmungen (5) zur formschlUssigen Aufnahrne von entspre-

chend abgekanteten Rändern (4) von Verkleidungsblechen 

(3)., einer aus einem Steg (8) und seitlichen Fixieror-

ganen, die die in die Ausnehmungen (5) eingelegten Ränder 

(4) formschlUssig Ubergreifen, bestehenden metallischen, 

selbsthemmenden Klemxnleiste (2) sowie mit Einschnappein-

richtungen zum Festhalten der Klemmleiste im Skelettpro-

f ii, dadurch gekennzeichnet, dal3 

a. das Skelettprofil (1) aus den Seitenwänden (1') und 

einem Basissteg (1") eine U-Form bildet, 

b. an den Enden dieser Seitenwände (1') die Ausnehmungen 

(5) ausgebildet sind, 

( 

C. 	die Klemmleiste (2) mit ihren vom Steg (8) in das 

U-förmige Skelettprofil hineinstehenden Leisten-

schenkein (8') ebenfalls U-förxnigen Querschnitt auf-

weist, 

d. die Enden der Leistenschenkel (8') von den Seiten-

wänden (1') des Skelettprofiles vorstehenden Nasen 

(7') elastisch hinterhaken, 

e. der als Zugband wirkende Leistensteg (8) seitlich 

Uber die Leistenschenkel (8') vorstehende Fortsätze 

(8") aufweist, an deren Enden die Fixierorgane ausge- 

bildet sind und 

. . I / • • • 
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f. 	Leistensteg (8) und Fortsätze (8") mit den zu verbin- 

denden Verkleidungsblechen (3) eine glatte Ebene 

bilden. 

Der Patentanspruch 1 gemäl3 Hilfsantrag lautet wie folgt: 

Wand- oder Dachelement, insbesondere von Fahrzeugaufbau-

ten, mit U-formigen Skelettprofilen (1), in weiche die 

gekanteten Räder (4) von Verkleidungsblechen (3) durch 

einschnappbare, selbsthemmende metallische Kieminleisteri 

(2) fixiert sind, dadurch ge]cennzeichnet, daB die Klemin-

leisten (2) etwa U-förmigen Querschnitt aufweisen, ihr 

als Zugband wirkerider Steg (8) seitlich Uber die Lei-

stenschenkel vorsteht, diese Fortsätze die Ränder (4) 

der gekanteten Verkleidungsbleche (3) als formschlUssig 

Ubergreifen, Steg und Fortsätze mit den zu verbindenden 

Verkleidungsblechen (3) eine glatte Ebene bilden und ih-

re Schenkelenden im Skelettprofil (1) hervorstehende Na-

sen elastisch hinterhaken. 

V. Die Einsprechende beantragt, den Widerruf des Patentes zu 

bestätigen und die Beschwerde zurUckzuweisen. Sie tritt 

dem Vorbringen der Patentinhaberin entgegen und macht gel-

tend, der neuvorgelegte Patentanspruch 1 sei allein aus 

formalen Grtinden unzulässig, da er Uber die ursprUngliche 

Of fenbarung und Uber den Umfang des erteilten Anspruches 

hinausgehe (Art. 123 (2) und (3)) sowie Merkxnale enthalte, 

die weder offenbart (Art. 83) seien noch in der Beschrei-

bung eine StUtze fänden (Art. 84). Zudem sei der Anspruch 

in sachlicher Hinsicht durch die DE-C- 878 124 und die 

DK-A- 102 841 nach wie vor nahegelegt. 

Aus der DE-C- 878 124 sei es nämlich bekannt, abgekantete 

Verkleidungsbleche von Wand- und Dachelemeriten mittels ei-

ner als Zugband wirkenden Klernmleiste, ausgebildet in Form 
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einer beidseitig an den Enden abgebogenen Feder, V-förrnige 

Ausnehrnungen eines Skelettprofils mit darin eingelegten 

Verkleidungsblechrändern formschlUssig zu ubergreifen und 

mit letzteren eine glatte Ebene zu bilden und die Kleinmfe-

der zum Festhalten im Skelettprofil einschnappbar zu ge- 

stalten. Andererseits besitze das Skelettprofil nach 

der DK-A- 102 841 eine U-Form mit Basissteg und Seitenwän-

de, als auch eine U-förmige Klemmleiste, deren Schenkel in 

Ausnehxnungen der Seitenwände elastisch einhaken und darnit 

auf die Verkleidungsbleche eine einern Zug entgegenstehende 

Festhaltekraft ausuben. Durch Ubertragung dieser Lehre auf 

( jene nach der DE-C- 878 124 ergebe sich gleichsarn zwangs-

1ufig der Anmeldungsgegenstand und es bedUrfe somit kei-

nerlei erfinderischer BemUhungen, urn zu diesem zu gelan-

gen. 

VI. Nach Beratung der Karnmer in der mUndlichen Verhandlung 

teilte der Vorsitzende den Beteiligten mit, die Kammer be-

absichtige das europäische Patent mit den Unterlagen gernäB 

dern Hauptantrag der Patentinhaberin aufrechtzuerhalten, 

und da3 die Frist nach Regel 58 (4) EPU mit dem Tag der 

mUndlichen Verhandlung zu laufen beginne. 

( 	
VII. Die Einsprechende hat in einem am 31. Oktober 1984 em- 

gegangenen Schriftsatz zu dem Ergebnis der mUndlichen 

Verhandlung Stelluung genommmen. Sie macht insbesondere 

noch folgendes geltend: 

a) 	Die Patentinhaberin habe zur Präzisierung des Anspru- 

ches 1 wilikUrlich einige allein aus der Zeichnung 

entnehmbare Merkxnale benutzt und diese in den erfin-

dungswesentlichen Rang erhoben. Dies stelle einen 

VerstoI3 gegen Art. 83 EPU dar. Die vo11stndige und 

deutliche Offenbarung mUsse so erfolgen, da3 der 

I I I / • • • 
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Fachmann erkennen könne, auf weiche Merkmale es zur 

AusfUhrung der Erfindung ankonune. Hierzu sei die al-

leinige Offenbarung von Merkrnalen in der Zeichnung 

nicht geeignet, weil dem Fachmann nicht zuzumuten 

sei, herauszufinden, weiche Merkrnale der Zeichnung 

schlief3lich in erfinderischen Rang erhoben werden 

könnten. Daher entstehe gro8e Rechtsunsicherheit. 

b) Die Zulassung von derartigen Merkmalen gestatte dem 

Anrnelder, eine Vielzahl unterschiedlicher Erfindungen 

einer einzigen Anmeldung zu entnehmen, was bei In-

anspruchnahrne des Teilungsrechtes zu einer Vielzahl 

von Patenten fUhren könne. 

c) Die Aufriahrne von allein in der Zeichnung offenbarten 

Merkmalen widerspreche dem Prioritätsprinzip, was 
It 	 eine Verschiebung des Anrneldetages erfordere. 

d) Der Aufnahme derartiger Merkmale stehe der Ertei-

lungsantrag entgegen, der darauf gerichtet sei, auf 

die in den AnsprUchen gekennzeichnete Erfiridung em 

Patent zu erteilen. 

e) Durch Aufnahme von nur der Zeichnung entnehmbaren 

Merkrnalen im Einspruchsverfahren werde die Zäsurwir-

kung der Patenterteilung nicht berUcksichtigt, da 

sich der Patentinhaber nach Regel 51 (4) auf den Pa-

tentgegenstand festgelegt habe. Es sei daher unzuläs-

sig, anstelle dessen einen anderen Gegenstand, em 

Aliud, mittels der genannten, in den erfindungswe-

sentlichen Rang erhobenen Merkmale zu setzen. 

f) Die Aufnahme der Merkrnale der genannten Art wider-

spreche auch der Regel 29, weiche die Angabe des Ge- 
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genstandes des Schutzbegehrens zum Zeitpunkt der An-

meldung in den PatentansprUchen, und nicht in der 

Zeichnung fordere. 

g) Die Zulassung der Praxis der Aufnahme von lediglich 

in der Zeichnung offenbarten Mer]cmalen in den Patent-

anspruch widerspreche der gefestigten Rechtssprechung 

in mindestens einem Mitgliedland. WUrde dies zugelas-

sen, setze man sich in Widerspruch mit der gefestig-

ten Rechtssprechung mindestens eines Mitgliedslandes, 

durch weiche die Richtsätze festgelegt wurden, unter 

weichen Bedingungen die Erfindungsoffenbarung anzuer-

kennen ist. Dies wiirde von vornherein zur Erteilung 

von in jenem Mitgliedland vernichtbaren Patenten 

fUhren, was unzweckmä3ig sei. 

h) Die Einsprechende macht die Forderung der ErfUllung 

der in g) genannten Richtstze auch zum Gegenstand 

des Verfahrens, indem sie lediglich auf die ent-

sprechenden nationalen Entscheidungen verweist. 

VIII. Wegen des Wortlauts der erteilten PatentansprUche und 

der Beschreibung wird auf die europäische Patentschrift 

( 	 0 008 592 verwiesen. 

ENTSCHEI DUNGSGRUNDE 

1. Die Beschwerde entspricht den Art. 106 bis 108 sowie Regel 

64 EPU; sie ist daher zulässig. 

2. Im Patentanspruch 1 der neuen Fassung vom 25. Oktober 1984 

sind Merkmale aufgefiihrt, die sich, entgegen der Meinung 

der Einsprechenden, zwar fUr den Fachmann nicht unmittel-

bar, jedoch aus dem Zusammenhang der in der Beschreibung 

geschilderten Sachverhalte mittelbar ergeben. 

. . . / . . . 
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2.1 Hierzu gehört das im Oberbegriff hinzugefUgte Merkmal der 

"V-Form" der Ausnehinungen des Skelettprofils. Dieses er-

gibt sich fUr den Fachmann zwangsläufig aus der Patent-

schrift, Spalte 2, Zeilen 34 bis 37. Hiernach kommen die 

V-formigen Ränder der Verkleidungsbleche formschlUssig in 

entsprechende Ausnehmungen des Skelettprofils zu liegen, 

woraus folgt,' dal3 die Ausnehmungen die entsprechende Form, 

d.h. ebenfalls V-Form aufweisen mUssen. Das Merkxnal der 

"abgekanteten Ränder" der Verkleidungsbleche läI3t sich 

ebenfalls zweifelsfrei aus der V-Form der Rnder ableiten, 

denn ohne Abkantung ist eine soiche Form nicht denkbar. 

Der "Steg" der Klernmleiste erschliei3t sich aus dem ihrn 

entsprechenden oberen Gurt aus Spalte 3, Zeile 27. Das 

weitere neu aufgenommene Merkmal der "seitlichen Fixier- 

organe" läl3t die Beschreibung, Spalte 2, Zeilen 35-41 in-

sofern erkennen, als die angegebene Funktion der der em-

gesetzten Klemmleiste zugehorigen Rippen in der Fixierung 

der Verkleidungsblechränder besteht. Diese sind nunmehr 

als Fixierorgane entsprechend der ihnen zukoinmenden Funk-

tion definiert. Ihre "seitliche" Lage erschliel3t sich aus 

der Unmöglichkeit der Unterbringung im Innern des Steges, 

da dieser dergestalt nicht mehr als Zugband wirken könnte 

(Spalte 2, Zeile 43). 

Das ebenfalls neu aufgenommene Merkmal der 'Einschnapp-

Einrichtung" ergibt sich zweifelsfrei aus der in Spalte 2, 

Zeilen 55-59 erwähnten selbsthemmenden Schnappverbindung. 

Das "Ubergreifen" der Ränder dient lediglich der Kiar-

stellung des technischen Sachverhaltes, denn die Ränder 

der Verkleidungsbleche werden notwendigerweise durch die 

eingreifenden Rippen uberlappt. 

. / . . . 
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Mithin ergeben sich sämtliche Merkmale des Oberbegriffes 

aus dem beschriebenen Sachverhalt. 

Der Anspruch 1 ist ferner ordnungsgemäl3 gegenUber der im 

Einspruch neu eingewendeten, nächstliegenden DE-C-878 124 

abgegrenzt. Der Oberbegriff enthält alle jene Merkmale, 

die in Verbindung miteinander zum Stand der Technik gehö-

ren (Regel 29(1) a)). 

2.2 Auch eine Reihe von Merkmalen des Kennzeichens lassen sich 

aus der Beschreibung herleiten. Im Merkmal a) lä3t sich 

( 	
der "Basissteg" des Skelettprofils aus dem in Spalte 3, 

Zeile 53 aufgefUhrten "untern Gurt" entnehmen, der dem im 

ursprUnglichen Anspruch 9 (Anspruch 6 der erteilten Fas-

sung) erwähnten "Steg" entspricht. Dieser ist somit zu- 

recht als "Basissteg" präzisiert. Die seitlich Uber den 

Steg vorstehenderi Fortsätze der Klemmleiste (in Merkmal 

e)) erschlief3en sich aus der notwendigerweise seitlichen 

Verlängerung des oberen Gurtes (vgl. Spalte 3, Zeile 26). 

Das Merkrnal f) wiederum findet seine StUtze im Hinweis auf 

die auf das Skelettprofil aufgebrachte Verspannung, und 

die Zugbandwirkung der Klemmleiste, weiche die Verbin-

dungsbleche straff und eben halten sowie auf die sich aus 

( 

	

	 dieser Bauart ergebende glatte Aul3enhaut (vgl. Spalte 2, 

Zeile 44 sowie Spalte 3, Zeilen 1 1  15, 31, 43 und 44). 

Alle diese Merkmale ergeben sich mithin mittelbar aus dem 

beschriebenen Sachverhalt. Es bestehen somit seitens der 

Kammer keinerlei Bedenken gegen deren Aufnahme in den An-

spruch 1. 

2.3 Wie von der Einsprechenden eingewendet, enth1t der An-

spruch 1 aul3erdem in der Tat eine Reihe von allein aus der 

Zeichnung entnehmbaren, die spezifische Querschnittformen 
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beider Profile betreffende Merkmale, nämlich: die U-Form 

des Skelettprofils, deren Seitenwände (als Teil des Merk-

mals a)), 

die Ausbildung der Ausnehmungen an den Enden der Seiten-

wände (in Merkmal b)), 

die U-Form der Klemmleiste und deren Leistenschenkel, so-

wie das Hineinstehen der Leistenschenkel in das Skelett-

profil (als Teil des Merkmals c)), 

das Vorstehen der Nasen an den Enden der Leistenschenkel 

(als Teil des Merkmals a), und 

die Ausbildung der Fixierorgane an den Enden der Fortsätze 

(als Teil des Merkmals e). 

Gegen die vorgenommene Verschiebung. des Merkmales des U- 

förmigen Skelettprofils vom Oberbegriff der erteilten Fas- 

• 	sung ins Kennzeichen des geltenden Anspruchs 1 bestehen 

seitens der Kamrner ebenfalls keine Bedenken, da dieses, 

wie in Absatz 7 erörtert, nicht zum nächstliegenden Stand 

der Technik gehört, sondern diesem gegenUber zweifelsohne 

neu ist. Aul3erdem erfährt der Schutzbereich hierdurch kei-

ne Anderung. 

2.4 Die in den AnsprUchen 2-7 vorgenommenen Anderungen werden 

durch die Beschreibung Spalte 3 gestUtzt, oder sie stellen 

Klarstellungen dar, wie z.B. in Anspruch 2 die Umbenennung 

des in der Beschreibung offensichtlich irrtUmlich mit Rip-

pe 16 bezeichneten Schenkels, der den Schenkel 16 des Ske-

lettprofils verschieblich fuhrt. 

2.5 Da die Kammer in Absatz 4 zum SchluI3 gekommen ist, daB aus 

der Zeichnung allein entnehmbare Merkmale zur Präzisierung 

in die AnsprUche aufgenornmen werden dUrfen, bestehen gegen 

deren Wortlaut keine formalen Bedenken. Diese sind nurimehr 

durch die ensprechend ergänzte Beschreibung vom 25. Okto- 
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ber 1984 ausgeräumt; die Erfordernisse des Art.84 sind 

mithin erfUilt. Sie sind auch konform mit der Regel 29 sO-

wie den Art. 123 (2) und (3). 

2.6 Die Patentinhaberin hat eine neue Figur 1 vorgelegt, ohne 

den sachlichen Inhalt der zeichnerischen Wiedergabe ir- 

gendwie zu ändern, sondern es sind nur bestimmte, ur-

sprUnglich of fenbarte Profilteile mit Bezugszeichen be-

dacht worden. Am Offenbarungsgehalt der Zeichnungen ist 

dadurch Uberhaupt nichts verändert worden. Es handelt 

sich mithin urn der Kiarheit dienende rein formale Ergän-

zungen. Da diese auch in der geltenden Beschreibung und 

den Ansprüchen nachgetragen worden sind, genUgen die 

Zeichnungen den Erfordernissen von Regel 32(2)(i), so 

dal3 seitens der Kammer gegen diese inderung keine Beden-

ken bestehen. 

3. 	Angesichts der von der Einsprechenden (Beschwerdegegnerin) 

vorgetragenen, gegen die Zulässigkeit der Aufnahme von al-

lein aus der Zeichnung entnehmbaren Merkmalen gerichteten 

Argumente erscheint es wUnschenswert, daB sich die Kamxner 

zu bestimmten Aspekten der Auslegung der Art. 83, 84, 123 

(2) und 123 (3) und den Regein 27 und 29 äul3ert. 

3.1 Bei der Auslegung des Art. 83 ist folgendes von Bedeutung: 

Die Rechtfertigung des Patentschutzes beruht auf der fiber-

legung, daB der Erfinder durch Preisgabe seiner Erfindung, 

d.h. der Veroffentlichung, der Ailgemeinheit ermöglicht, 

daraus insofern Nutzen zu ziehen, als deren Kenntnisse er-

weitert werden und die Fachwelt zur Weiterentwicklung an-

geregt wird. Der Erfinder leistet dadurch einen Beitrag 

zur Bereicherung der Technik. Als angemessenen Lohn für 

seine Of fenbarung steilt das Patentrecht dem Erfinder die 

Erlangung eines zeitlich begrenzten, ibm reservierten 

Schutzes in Aussicht. Voraussetzung hierzu ist allerdings 

C 

. . . / . I • 
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- 	die ErfUllung der Erfordernisse der Patentfähigkeit, die 

im Europäischen PatentUbereinkomrnen in den Artikeln.52 bis 

57 niedergelegt sind. 

Darnit der berechtigte Anspruch der öffentlichkeit auf 

vo11stndige Veröffentlichung der Erfindung sichergestelit 

wird, sieht das Ubereinkommen in Art. 83 vor, daf3 letztere 

in der Anmeldung so deutlich und vollständig zu offenbaren 

ist, daB ein Fachmann sie ausfUhren kann. Der hinreichen- 

den Of fenbarung kommt somit im Hinblick auf die Be-

lohnungstheorie eminente Bedeutung zu. Folgerichtig stelit 

mangelride Offenbarung (Art. 100) auch einen Einspruchs- 

bzw. Nichtigkeitsgrund dar (Art. 100 bzw. Art. 138). 

3.2 Da laut Art. 78 die europische Patentanmeldung neben dem 

Antrag, der Beschreibung, den AnsprUchen und der Zusammen-

fassung dann Uber Zeichnungen verfiigen muI3, wenn sich die 

Beschreibung oder die AnsprUche auf diese beziehen, beste-

hen keinerlei Zweifel, daB die Zeichnungen, falls vorhan-

den, als integraler Bestandteil der die Erfiidung of fenba-

renden Unterlagen der Anmeldung zu betrachten sind. Ob aus 

der nicht zwingenden, sondern fakultativen Erfordernis der 

BeifUgung von Zeichnungen der SchluI3 gezogen werden könn-

te, daB einmal vorhandenen Zeichnungen bei der Offenbarung 

etwa untergeordnete Rangordnung zukornrnen soil, ist das 

Ubereinkomnien und die AusfUhrungsordnung (Art. 78(3)) nach 

allenfalls vorhandenen, geeigneten AufschluB gebenden Be-

stimmungen oder Anhaltspunkten zu UberprUfen. 

3.2.1 Gegen eine Nachrangigkeit der Zeichnung spricht jedenfalls 

die Tatsache, daB das Fehlen von solchen nach Regel 43, 

Absatz 1, eine Neufestsetzung des Anmeldetages oder die 

ersatzlose Streichung von Bezugnahrnen auf diese (d.h. auf 

die Bilderläuterung) zur Folge hat. Es wird mithin einge- 

. . /. . 
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räumt, dal3 dem Fachrnann mit der Zeichnung Sachverhalte 

vermjttelt werden können, die gegenUber der Beschreibung 

einen Uberschul3 an Offenbarungsgehait beinhalten. Nur Un-

ter dieser Voraussetzung erhalten die durch die Regel 43 

drohenden Rechtsfolgen Uberhaupt ihren Sinn. 

3.2.2 Es ist bemerkenswert festzuhalten, daB das Ubereinkommen 

lediglich hinsichtlich der Zusamxnenfassung eine Wertung 

vornirnxnt, indem diese ausschlie3lich nur der technischen 

Information und nicht für andere Zwecke dienen soil (Art. 

ç 85). Es wre demnach zu erwarten gewesen, daB die Urheber 

des Ubereinkommens in analoger Weise der Stellung der 

Zeichnung eine spezielle Vorschrift gewidmet batten, falls 

dies beabsichtigt gewesen ware. Das Fehien einer solchen 

wiederspiegelt zumindest die Absicht der Urheber, sich der 

Zuordnung einer Rangfoige der Ubrigen Bestandteile der An- 

meldung nach Art. 78 (1) a) bis d) zu enthalten. 

3.2.3 Weder der Wortlaut noch der Sinn des Art. 69 noch jener 

des Art. 64 kann dieser Auslegung entgegentreten. Art. 69 

befa3t sich mit der Festiegung des Schutzbereiches, in dem 

der Inhalt des Anspruchs ma3gebend ist. Dabei sind die Be-

schreibung und die Zeichnungen als Ausiegehilfen beizuzie- 

( 	hen. Beide sind mithin einander gleichgesteilt. Das glei- 

che gilt für das Protokoll zur Interpretation des Art. 69, 

das gema3 Art. 164 (1) Bestandteil des Ubereinkominens 

ist. 

3.2.4 Art. 84 regeit subsidiar, daB die AnsprUche den Erfin-

dungsgegenstand, also die zur Lösung eines technischen 

Problems dienenden Merkmale deutlich und knapp wiederzu-

geben haben, was im Hinblick auf die den AnsprUchen nach 

Art. 69 zukommende Funktion folgerichtig ist. Dadurch, daB 

sie auch noch durch die Beschreibung gestützt sein mUssen, 

soil der spekulativen Formulierung von AnsprUchen, die 



14 	 T 169/83 

Uber den Umfang der Beschreibung hinaus gehen, Einhalt ge-

boten werden. Eine Antwort auf die Frage, ob allein der 

Zeichnung entnehmbare Merkmale zur StUtzung eben soicher 

Merkxnale in den AnsprUchen in die Beschreibung aufgenommen 

werden dUrfen, ist jedenfalls hieraus nicht zu gewinnen. 

Daraus erhelit, daI3 Art. 84 keinen Beitrag zur Klärung der 

Frage der Zulassung der Offenbarung von derartigen Merkma-

len und demnach auch nichts zur Feststellung einer allfäl- 

• 	ligen Nachrangigkeit der Zeichnung zu leisten vermag. 

3.2.5 Weder bei den in der Anmeldung, noch bei den im erteilten 

Patent vorgenomrrtenen Xnderungen, deren Zulässigkeit 

Art. 123 regelt, widerfährt den Zeichnungen eine von den 

AnsprUchen und der Beschreibung abweichende Sonderbehand-

lung. 

3.2.6. Art. 138(2) regelt die Beschränkung eines europäischen 

Patents im nationalen Nichtigkeitsverfahren und bestiinrnt, 

daB unter gewissen Voraussetzungen die Beschrankung durch 

Anderung der Anspruche, der Beschreibung oder der Zeich-

nung erfolgen kann. Auch hierin verzichtet das Uberein-

kommen auf jedwede Rangordnung zurn Nachteil der Zeich-

nung. 

3.3 In der Regel 27 (1) e) der AusfUhrungsordnung betreffend 

den Inhalt der Beschreibung wird erwähnt, daB die Abbil-

dungen der Zeichnungen, falls vorhanden, kurz zu beschrei-

ben sind. Aus dieser Formulierung erschliel3t sich ledig-

lich die zur Herstellung der Verbindung zu den beigefUgten 

Zeichnungen sich ergebende Notwendigkeit der Aufzh1ung 

der nummerierten Figuren mit einer kurzen Angabe der Dar-

stellungsform und des veranschaulichten Gegenstandes. DaB 

Zeici-inungen nicht unbedingt erforderlich sind, steht 

durchaus in fibereinstimmung mit dem Wortlaut von Art. 78 
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(d), wonach dann Zeichnungen verlangt sind, wenn auf sie 

in der Beschreibung verwiesen wird. Eine Wertung des Ran-

ges derseiben läl3t sich hieraus nicht ableiten. 

3.3.1 Gem13 Regel 27 (1) f) ist wenigstens ein AusfUhrungsweg 

der beanspruchten Erfindung anzugeben. Wenn angebracht, 

so soil dies durch Beispiele und gegebenenfalis unter 

Bezugnahme auf Zeichnungen geschehen. Diese Regel ver-

langt somit zumindest keine vollständige Schilderung al- 

( 

	

	
ler Einzelheiten des zeichnerisch dargesteilten Gegen- 

standes in der Beschreibung. Auch hieraus 163t sich mit- 

hin keine Wertung der Zeichnung herleiten, sowenig wie 

aus der Regel 32, die sich ausschlie3lich mit den Form-

vorschriften der Zeichnungen befal3t. 

3.3.2. Sogar die Regei 33, weiche die Form und den Inhalt der 

nur informativen Zwecken dienenden Zusammenfassung vor-

schreibt, nennt die Zeichnung neben der Beschreibung und 

den PatentansprUchen als gleichrangig. Auch bei der Zu- 

lässigkeit von vom Aint geforderten (Regel 51 (2)) oder 

vom Anmeider von sich aus vorgenominenen Anderungen oder 

Berichtigungen der Unteriagen (Regein 86 und 88), ist 

( 	zwischen der Beschreibung, der Zeichnung und den AnsprU- 

chen keineriei Wertungsunterschied feststellbar. Das 

gleiche gilt für die Regel 87. 

3.3.3 Da auch aus der entstehungsgeschichtiichen Entwickiung 

der Artikel des Ubereinkomrnens und der Regein der Aus-

fUhrungsordnung nichts auf eine abweichende Wertung der 

Zeichnung hindeutet, komint die Kantmer zuzn Schlul3, dal3 

diese als gleichrangiger Bestandteil der Anineldung nach 

Art.83 zu werten ist. 

S • • / S • S 
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3.4 Dem Interesse der öffentlichkeit ist demnach dann im 

Sinn von Art.83 genUge getan, wenn der Fachnann in die 

Lage versetzt worden ist, der Anmeldung in ihrer Gesamt-

heit die fUr den Nachvollzug der Erfindung notwendigen 

Angaben zu entnehmen. Diese mUssen sich dal-ier nicht un- 

• 	bedingt aus dem Wortlaut der Beschreibung und den An- 

- 	sprUchen ergeben, denn für den Fachmann ist es zum Nach- 

volizug mi Prinzip gleichgUltig, ob sie sich aus den 

vorgenannten Unterlagen allein oder zusätzlich noch aus 

den vorhandenen Zeichnungen erschlieL3en lassen. 

t. 	
3.5 Es steht daher dem Art.83 in keiner Weise entgegen, wenn 

Merkmale, die ursprUnglich nur in der Zeichnung of fen-

bart worden sind, dieser entnommen und sowohi in die An-

sprUche und in ErfUllung von Art.84 zur StUtzung dersël- 

ben, auch in die Beschreibung aufgenominen werden. 

• 	Selbstverständlich ist hierfUr Voraussetzung, dal3 diese 

Merkxnale bezUglich Struktur und Funktion vo11stndig und 

urunittelbar in kiarer und eindeutiger Weise durch den 

Fachmann der Zeichnung entnomnien werden können und weder 

WidersprUche mit den tibrigen Offenbarungsstellen beste- 

hen noch Verzichte ausgesprochen worden sind. 

3.6 Die Einsprechende hat in keiner Weise geltend gemacht, 

die Struktur als auch die Wirkungsweise der allein aus 

der Zeichnung offenbarten Merkmale des Skelettprofils 

und der Kieminleiste sei nicht bereits in der Zeichnung 

in der in Absatz 3.5 genannten Weise offenbart. Die Em-

sprechende hat lediglich behauptet, die neu in den An-

spruch aufgenomrnenen Merkmale seien nicht aus der Be-

schreibung und den AnsprUchen zu entnehmen gewesen. Es 

kann daher untersteilt werden, dal3 keine Uber die in un-

mittelbarer und eindeutiger Weise aus der Zeichnung her-

vorgehenden Merkmale hinausgehenden Merkmale in die Be- 

. . . / . . . 
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schreibung bzw. AnsprUche eingefUhrt worden sind. Auch 

sind keine Verzichte seitens der Patentinhaberin noch 

WidersprUche rnit dem Offenbarungsgehalt der iibrigen An-

rneldungsunterlagen nachgewiesen worden. 

Die Karnxner halt daher die Aufnahrne der unter Punkt 2.3 

aufgezahlten Merkrnale in die Beschreibung und in die An-

sprUche irn vorliegenden Fall für zulässig, vorbehaltlich 

der ErfUllung der Erfordernisse der Art.123(2) und (3). 

3.7 Urn beurteilen zu können, ob irn vorliegenden Verfahren 

gegen die in Art.123(2) und (3) niedergelegten Bedingun-

gen verstol3en worden ist, bedarf es daher einer einge-

henden Untersuchung, inwiefern allenfalls der Gegenstand 

der Erfindung gegenUber der Of fenbarung der ursprUngli-

chen Unterlagen durch HinzufUgen, Austauschen oder Weg-

lassen von Sachverhalten in einer Weise geändert worden 

ist, daI3 der Fachrnann dabei neue Angaben erhalten hat, 

die nicht aus der ursprUnglichen Beschreibung, den An- 

sprUchen oder der Zeichnung unmittelbar hervorgehen. 

Die Einsprechende hat nicht geltend gemacht, daI3 die al-

lein in der Zeichnung offenbarten Merkrnale des Skelett-

profils als auch der Kierninleiste nicht bereits in den 

ursprUnglichen Zeichnungen vollumfänglich und in unmIt-

telbar kiarer und eindeutiger Weise enthalten sind. Wie 

die Kamrner bereits festgestellt hat, sirid irgendwelche, 

Uber die Hinzusetzung von Bezugszeichen zu ursprUnglich 

dargesteilten einzelnen Teilen der Profile hinausgehende 

Anderungen in der Zeichnung nicht vorgenommen worden. Es 

rnuI3 rnithin fUglich festgehalten werden, daf3 deren Inhalt 

nicht Uber die ursprUnglich eingereichte Fassung hinaus-

geht. Das gleiche trif ft für die zur StUtzung der An-

sprUche in analoger und zulassiger Weise aus den Zeich- 

. . . / . . . 
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nungen in die Beschreibung aufgenorninenen Merkmale zu. 

Sie können folgerichtigerweise auch nicht Uber den Urn-

fang der ursprUnglichen Fassung der Anmeldung hinausge-

hen. Mithin liegt auch kein Verstol3 gegen die Erforder-

nisse des Art.123(2) vor. 

Wie die Einsprechende in ihrer Eingabe vorn 29.Okto-

ber 1984 selbst festgestellt hat, werden die aus der 

Zeichnung entnornmenen Merkmale zur Präzisierung ver-

schiedener Merkrnale des kennzeichnenden Teiles des An- 

spruches 1 benutzt, so dal3 sie sich selbst widerspricht, 

wenn sie andererseits meint, durch die HinzufUgung die-

ser Merkmale sei der Schutzbereich erweitert oder verän-

dert worden. 

Nach PrUfung der einzelnen, in den Anspruch 1 eingefUhr-

ten Mermale kornrnt die Kammer jedenfalls zurn SchluI3, daB 

es sich lediglich urn qualitativ gestalterische Merkrnale 

der irn erteilten Anspruch schon enthaltenen Profile han-

delt, und urn keineswegs etwa den Schutzbereich verschie-

bende Merkrnale. Auch ist kein Austausch von Merkrnalen 

vorgenornrnen worden. Mithin kann nicht von einern Verstol3 

gegen die Erfordernisse des Art.123(3) gesprochen wer-

den, der zur Beurteilung der Zulässigkeit von Knderungen 

der PatentansprUche rna3geblich ist. 

4.1 Die Einsprechende hat gernäif3 Punkt VII a) geltend ge-

rnacht, Art.83 sei so auszulegen, daB der Fachrnann in die 

Lage versetzt werden inusse, zu erkennen, weiche Merkrnale 

als erfindungswesentlich zu gelten hätten, was sich al- 

lein in den Zeichnungen offenbarten Merkrnalen ver-

schlie8e. Einer soichen Auslegung kann nicht beige-

pflichtet werden. Es ist dem Anmelder nicht zuzurnuten, 

bereits bei der Einreichung der Anmeldung alle jene 

:. 	. 
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Merkrnale besonders hervorzuheben, auf die er sich gege-

benenfalls im Laufe des Anrnelde- bzw. Einspruchsver-

fahrens berufen muI3, urn sich gegentiber einern eingewende-

ten, näherliegenden Stand der Technik besser abgrenzen 

zu können und die dadurch erstmals erfindungswesentli-

chen Rang erhalten. Die Regel 27, die den Inhalt der Be-

schreibung bestimxnt, fordert lediglich, daB neben einer 

erkennbaren Angabe der Aufgabe und der beanspruchten Lö-

sung wenigstens ein Weg zur AusfUhrung im einzelnen an-

zugeben ist. Die Notwendigkeit, unter den vorerst nicht 

in AnsprUche gekleideten Ubrigen of fenbarten Merkmalen 

eine bestirninte eridgUltige Auswahl zu treffen, kann je-

denfalls aus der Regel 27 nicht hergeleitet werden. Auch 

die Regel 29, die sich mit den Ansprtichen als weiterem 

schriftlichen Offenbarungsbestandteil der Anmeldung be-

faI3t, verlangt von den ArisprUchen zunächst nur die Anga-

be der im Lichte des am Anmeldungstag dem Anmelder be-

kannten Standes der Technik als erfinderisch gehaltenen 

Merkmale als vorläufige Auswahl, die im Laufe des PrU-

fungsverfahrens geändert bzw. ergänzt werden kann. 

Einem soichen Vorgehen kann der Erteilungsantrag nach 

Regel 26 keinesfalls entgegenstehen (vgl. Vild). 

( 	 Da eine Beschreibung eine Vielzahl von undifferenzier- 

ten Merkrnalen enthalten kann, von denen im Laufe des An-

rneldeverfahrens einzelne als erfindungswesentlich ausge-

wählt werden mussen, besteht in jedem Fall bis zum Zeit-

punkt der Vornahrne dieser Auswahl durch Aufnahme in den 

Anspruch eine nicht zu vermeidende Rechtsunsicherheit. 

Der Umfang der Rechtsunsicherheit hängt mithin von de± 

Gesamtzahl der zur Erhebung in den erfinderischen Rang 

zur Verfilgung stehenden Mekmale ab. Es ist demzufolge 

nicht zu bestreiten, daB die Rechtsunsicherheit durch 

die Zulassung der Schöpfung von Merkmalen aus der Be-

schreibung und der Zeichnung umso mehr erhöht wird, je 

. . . / . . . 
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mehr Merkmale auf diese Weise zur Auswahl anstehen., Aus 

Billigkeit dem Anmelder gegenUber wird man indessen in 

wägung der Interessen der öffentlichkeit bei der Ent- 

nahrne von Merkmalen aus der Zeichnung eine allerdings in 

erträglichen Grenzen zu haltende geringfUgig erhöhte 

Rechtsunsjcherheit in Kauf nehmen mussen. Diese Grenze 

ist nach Auffassung der Kamrner im vorliegenden Fall 

nicht Ubersc1iritten, weil es sich, gemessen an der Ge-

sarntzahl nur urn eine geringe Anzahl hinzukornmender und 

Uberdies qualitativ ausgestaltender Merkmale bereits be-

anspruchter Elemente handelt. 

4.2 Die Kammer kann auch keinen VerstoI3 gegen das Priori-

tätsprinzip (vergi. VII c)) erkennen, denn nur die Hin-

zufUgung von nicht aus der Gesarntheit der Anmeldung zu 

schöpfenden Sachverhalten mUl3te eine Datuinsverschiebung 

zur Folge haben. 

In dieseni Zusammenhang sei auf Artikel 88 (4) verwiesen, 

der eine Verweigerung der Inanspruchnahme der Priorität 

verbietet, wenn in den PatentansprUchen der Prioritäts-

unterlagen spter in den AnsprUchen aufscheinende Merk-

male nicht enthalten, diese jedoch in der Gesamtheit der 

Arirneldungsunterlagen deutlich offenbart worden sind. Em 

Unterschied, ob die Of fenbarung in der Beschreibung oder 

in der Zeichnung erfolgt ist, besteht somit für diesen 

Fall nicht. 

Aus diesem Grund ist es dem Europäischen Patentamt ver-

boten, die Aufstellung von PatentansprUchen zu verwei-

gem, die sich lediglich auf allein den Zeichnungen ent-

nehmbaren Merkmalen der Prioritätsunterlagen stUtzen. 

Eine MiL3achtung der Rechtsgleichheit ware die Folge, 

wenn ein europäischer Erstanmelder schlechter als em 

Nachanmelder in einem nationalen Verfahren gestellt wUr- 

. . . / . . . 
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de, das sich bei der Inanspruchnahme der Priorität von 

Merkmalen der Erfindung, die in den PatentansrUchen der 

Prioritatsunterlagen nicht enthalten sind, nach dem Art. 

4H der PvU richtet und ebenfalls deren Ubernahrne in die 

Anspruche zulä8t, sofern sie in der Gesaintheit der 

Erst-Anmeldungsunterlagen deutlich offenbart sind. 

4.3 Die gleichen Argumente dienen analog der ZurUckweisung 

der in VII b) vorgetragenen Behauptung, die Zulassung 

derartiger Merkmale eröffne die Möglichkeit der Einrei-

chung unzulässiger Teilanxneldungen. 

( 

4.4 Zur Beurteilung der Frage, ob durch die Aufnahme von 

Zeichnungsmerkmalen im vorliegenden Verfahren die Zäsur-

wirkung (vergi. VII e) der Patenterteilung mi3achtet 

worden sei, ist lediglich zu prUfen, ob die vorgenomxne- 

nen .nderungen im Widerspruch mit den in den Art. 123(2) 

und (3) niedergelegten Rechtssätzen stehen. Sie legen im 

wesentlichen fest, daI3 der Gegenstand eines europäi-

schen Patents nicht Uber den Inhalt de.r ursprUnglich 

eingereichten Fassung hinausgehend gendert und der 

Schutzbereich, wie er durch die PatentansprUche des Pa-

tents bestimrnt wird (Art.69), im Einspruchsverfahren 

nicht erweitert werden darf. Dainit hat das Ubereinkommen 

den Raum für den nach dem Erteilungsbeschluf3 liegenden 

Verfahrensabschnitt fUr den BedUrfnissen entsprechende 

Anderungen auch eines erteilten Patentes offengelassen. 

1st diesen Bedingungen GenUge getan worden, wie im vor-

liegenden Verfahren (siehe Absatz 3.7), so kann der Em-

wand der Einsprechenden gegen die NichtberUcksichtigung 

der Zäsur nicht durchgreifen, denn das nach der Regel 

51(4) gegebene Einverständnis zur erteilten Fassung kann 

im Hinblick auf die Bestimmungen des Art. 123 keineswegs 

endgUltig sein. 

. . . / I • I 
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4.5 Der in VII f) erhobene Einwand greift daneben, weil die 

Regel 29 lediglich fordert, den Gegenstand des Schutzbe-

gehrens im Patentanspruch mit Hilfe der wesentlichen 

technischen Merkmale anzugeben (siehe Absatz (1) und 

(3)). Da die Regel 29 fortschreitend für das sich fort-

entwic]celnde Anmelde- bzw. Einspruchsverfahren gilt, ist 

es zulässig, die wesentlichen zur Erfindung gehorenden 

Merkmale im Verlaufe des Anmeldeverfahrens aus dem 

Of fenbarten herauszuarbeiten und in den Anspruch aufzu-

nebmen. 

4.6 Die Einsprechende weist sodann darauf hin (vergi. 

VII g), dal3 die Zulassung der Aufnahme von allein der 

ursprUnglichen Zeichnung entnehmbaren Merkrnalen in die 

AnsprUche und damit in den erfindungswesentlichen Rang 

eine Abkehr von der gefestigten Rechtsprechung in zumin- 

dest einem Mitgliedland bedeute. Dies allein kann jedoch 

kein triftiger Grund für die hier befindende Kammer 

sein, sich von jener, durch die Gegebenheiten der nati- 

onalen Praxis bestimmten Rechtsprechung leiten zu las-

sen, zumal die meisten Ubrigen Mitgliedstaaten des eu-

ropäischen PatentUbereinkommens eine entsprechende re-

striktive Praxis nicht kennen. 

4.7 Zur BegrUndung von in einem Verfahren vor dem europa- 

ischen Patentamt vorgetragenen Argumenten (vergi. VII 

h), lediglich auf die nationale Rechtsprechung zu ver-

weisen, halt die Karnmer für unzulassig. Die Einsprechen-

de hätte zumindest die Richtsatze, auf die sie sich be- 

rufen will, nennen und im Zusammerihang mit den vorlie-

genden Streitpunkten begrUnden mUssen. Da sie dies un-

terlassen hat, braucht die Kammer auf diesen Einwand 

nicht einzutreten. 

5. 	Obwohl die Vorinstanz die DK-A- 102 841 als nächstliegende 

Entgegenhaltung betrachtet hat, bestehen seitens der 

. . . / . . . 
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Karnmer keine Bedenken, der Patentinhaberin zu folgen und 

nunmehr von der DE-C- 878 124 auszugehen. Im Gegensatz zur 

DK-A- 102 841 of fenbart diese zweifelsohne ein Wandelele-

ment, dessen Profilstab mit etwa V-formigen Lngsri11en 

zur formschlUssigen Aufnahme der komplementär abgekanteten 

Ränder der zu verbindenden Verkleidungsbleche versehen 

ist. Letztere werden durch seitliche Fixierorgane einer im 

Profilstab einschnappbaren, den Rändern angepaL3ten Klemrn-

leiste ebenfalls formschlUssig Ubergriffen und somit ge-

halten. Hierzu ist die als Klemmleiste wirkende Feder aus 

f 	 einern zweifach umgebogenen Blechstreifen gefertigt. Sie 

ist somit elastisch und nachgiebig. Unter dem Einfluf3 von 

auftretenden Zug- und Verwindungskräften kann sie sich 

deshaib bis zum Ausklinken der umgebogerien Federenden ver- 

formen, so da3 die Fixierung der Blechränder aufgehoben 

wird. Auf3erdembewirkt die Umbiegung der Federränder beim 

Herstellen die Bildung von seitlichen Abrundungen, mit de-

nen kein glatter, fugenloser Ubergang zu den Verkleidungs-

blechen zu erreichen ist. All dies sieht die Patentinhabe-

nfl als nachteilig an. 

6. Nach deni angegriffenen Patent liegt daher der Erfindung 

die Aufgabe zugrunde, ein Wandelement der duch die 

DE-C-878 124 bekanntgewordenen Gattung vorzuschlagen, 

bei dem die Verkleidungsbleche zugfest festsitzen, die 

Verbindung zwischen diesen dennoch leicht montier- und 

demontierbar ist und die die Bleche haltende Kleminleiste 

mit diesen eine glatte Ebene bildet. 

7. Das als Losung dieser Aufgabe vorgeschlagene Wandelement 

nach dem Patentanspruch 1 ist weder durch die im Recher -

chenbericht aufgefUhrten, noch von der Einsprechenden zu-

sätzlich genannten Vorveröffentlichungen bekannt geworden, 

denn der dem Skelettprofil der Erfindung entsprechende 

Prof ilstab nach der DE-C- 878 124 besitzt, entgegen den 

. S / • 	S 
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Behauptungen der Einsprechenden, einen W-formigen und 

nicht einen U-formigen Querschnitt. AuI3erdem ist keine 

U-förmige Kierrimleiste zu erkennen, sind doch die freien 

Enden der Feder zweifach nach innen im entgegengesetzten 

Sinn umgebogen. Da weder die DK-A- 102 841 noch die in-

haltlich vergleichbare GB-A- 1 215 523 abgekantete Ver-

kleidungsbleche und daher auch keine diese aufnehmende 

Ausnehmungen in den DachbUgeln auszuweisen haben, wird der 

Gegenstand des Anspruchs 1 durch keine dieser Vorveröf-

fentlichungen neuheitsschädlich getroffen. Da die Neuheit 

to aufgrund der weiter entfernten Ubrigen Entgegenhaltungen 

nicht bestritten worden ist, erkennt die Kammer mithin den 

Gegenstand des Patentanspruchs 1 als neu an (Art. 54 

EPU). 

S. 	Es ist daher zu prUfen, ob der Gegenstand des Anspruchs 1 

des angegriffenen Patentes auf einer erfinderischen Tätig-

keit beruht. 

8.1 Wie bereits erörtert, unterscheidet sich dieser von dem in 

der DE-C- 878 124 offenbarten Wandelernent im wesentlichen 

durch die im Kennzeichen aufgefUhrten Merkmale a) bis f), 

so daB sich die Frage erhebt, ob diese aus der 

DK-A- 102 841 klar und folgerichtig hergeleitet werden 

können. Dabei braucht auf die Wandkonstruktion nach der 

• 	GB-A- 1 215 523 nicht näher eingetreten zu werden, denn 

diese unterscheidet sich inhaitlich hinsichtlich der hier 

re].evanten Merkmale nur unwesentlich von der 

DK-A- 102 841. 

Nach dem Vorschlag dieser Druckschrift trgt der Oberteil 

eines, ein umgekehrtes U-formiges Profil aufweisenden 

Rahmens (DachbUgels) eine in nicht näher beschriebener 

Weise befestigte, gespannte Aul3enverkleidung eines Fahr-

zeugaufbaues. Auf3erdem befinden sich an den Enden einer 

. . . / . . . 
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jeden Seitenwand des genannten U-Profils je ein Auflage- 

flansch für die Ränder von planen Innenverkleidungs-

blechen, die von seitlichen Fortsätzen einer Klernrnleiste 

gehalten werden. 

Letztere besitzt ferner elastische Schenkel, weiche die 

über die Schenkel des U-Profils leicht nach innen vor-

stof3enden Auflageflansche hinterhaken, urn dergestalt die 

zur Halterung der Innenverkleidungsbleche notwendigen 

Kräfte zur Erzielung eines Reibungsschlusses zwischen den 

Flanschen, Fortstzen und Blechen erzeugen. 

8.2 Die Einsprechende hat behauptet, der Fachrnann habe nach 

Erkennen der Mängel bei Verwendung der bekannten Wandver-

bindung nach der DE-C- 878 124 irn Hinblick auf die aus der 

DK-A- 102 841 entnehrnbaren Lehre nahezu zwangsläufig zur 

Lösung nach der Erfindung gelangen inUssen. Demnach ergebe 

sich das Wandelernent nach Anspruch 1 durch ZusarnrnenfUgen 

der in den zwei Entgegenhaltungen bekannten Merkrnale 

gleichsarn von selbst. 

Zurn Nachweis dieser Behauptung vollzieht sie den Entwick-

lungsgang der Erfindung in rnehreren Schritten nach, indern 

sie einzelne Merkrnale der DK-A- 102 841 aus ihrern Zusam-

menhang herauslöst und in die AusfUhrung nach dern 

DE-C- 878 124 unter gleichzeitiger weitgehender Abänderung 

der wesentlichen Bestandteile einfugt. Zunächst stelit die 

Einsprechende das bekannte U-Profil nach der DK-A- 102 841 

urn 180 ° C urn, darnit die Innenwand zur Beanspruchungen aus- 

. . . / . . . 
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gesetzten Aul3enwand wird. Ein Vorbild hierzu findet sich 

jedoch in der genannten Entgegenhaltung nicht. Im Gegen-

teil, die Innenverkleidung ist zur Ubernahme der Funktion 

der auf Zug beanspruchten Aul3enverkleidung voilkommen un-

geeignet. Ein auf diese Weise herbeigefUhrtes Vertauschen 

der Wände muL3 dernzufolge geradezu als widersinnig er-

scheinen. 

Die Einsprechende hat zwar behauptet, der Fachmann mUsse 

nach Erkenntnis des Mangels der Verletzlichkeit des W-Pro-

fils beim Durchtrennen der Klernmfeder zwecks Demontage bei 

der bekannten Wandverkleidung zwangsläufig zu dieser Urn-

stellung gelangen, denn die Wahi eines auI3en offenen 

U-formigen Skelettprofils dränge sich dem Fachmann gerade 

wegen der dabei eintretenden Beschädigung des mittig bach-

stehenden Federanschlagwulstes auf. Dem vermag die Karniner 

nicht zu folgen, vielmehr sieht sie den logischen Schritt 

zur Beseitigung dieses Mangels in der naheliegenden und 

einfachen Verminderung der Höhe des Wuistes, ein Vorgehen, 

das lediglich eine entsprechende Verlängerung der seitli-

chen Schenkel erfordert. Die in abwegiger Weise vorgenom-

mene Umstellung entspringt ganz einfach der durch die Er-

findung beeinfluf3ten Phantasie der Einsprechenden, genau 

so wie die weiteren angeblich zur Erfindung hinfUhrenden 

Schritte, wie z.B. das nirgends angedeutete mittige Durch-

sägen des W-Profils, das lediglich dem Zweck dient, das 

umgestellte bekannte U-Profil zwischen die beiden nun ge-

trennten Teile des ersteren einfUgen zu können. 

8.3 Sodann trennt die Einsprechende als nächsten Schritt die 

Klemmfeder in analoger aber ebenso wenig sinnvoller Weise 

mittig durch und vereinigt die erhaltenen Teile mit der 

bekannten, allerdings der Fortsätze entledigten Klemin-

leiste, damit die in der Feder zusarrimengelegte Funktion 

der formschlUssigen Zugkraftaufnahme und der Sicherung der 

P1 
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Blechränder wie bei dem Erfindungsgegenstand getrennt wer-

den kann. Hierzu besteht in keiner Entgegenhaltung weder 

ein Hinweis noch ein Vorbild. Vielmehr wird durch diese 

dem Fachmann eine andere Richtung gewiesen. Denn selbst 

wenn die Trennung der in der bekannten Feder zusarnmenge-

fal3ten Funktionen durch den Stand der Technik nachgewiesen 

ware, was, wie die Kamrner feststellt, nicht der Fall ist, 

so wtirde die Ubernahme der Klemrnleistensicherung nach der 

DK-A-- 102 841 in das bekannte W-förmige Skelettprofil fol-

gerichtigerweise zu einer Klemmleiste mit kurzen senk- 

( 	
rechten Schenkein fUhren, deren gegeneinandergerichtete 

Nasen in die seitlichen Ausnehmungen an dem in der Aus-

führung der DE-C- 878 124 of fenbarten Wuist einrasten 

mUl3ten. Eine soiche Lösung entspricht nicht der Erfindung. 

Uberdies hatte der Fachmann auch aus praktischen Erwägun-

gen von einer derartigen Klemmleistenkonstruktion Abstand 

genomxnen, fUhrte diese doch unweigerlich zu einem gr63eren 

Abstand der Blechränder und somit zu einer unakzeptablen 

Längenveränderung der Blechverkleidung. 

8.4 Auch das aufgabenhaft formulierte Merkmal f), mit dem eine 

ebene und glatte, d.h fugenlose äuBere Wandoberfläche an-

gestrebt wird, kann mit der bekannten, zu den Schenkein 

C umgebogenen Feder nicht erreicht werden, weil bei einer 

Umbiegung eines Blechstreifens notwendigerweise eine KrUm-

mung entsteht, die nach dem Einpressen der Feder an den 

Verkleidungsblechen eine Fuge entstehen lä8t. Der Fachmann 

kann i.ibrigens auch aus der durchgehenden AuI3enblech-

bespannung eines Fahrzeugaufbaues nach der DK-A- 102 841 

keine Anregung zur Lbsung dieses Problems erwarteri. 

8.5 Die Karnmer gelangt nach eingehender Analyse zum SchluI3, 

daB die DK-A- 102 841 dem Fachmann nichts anderes lehrt, 

als an den den Schenkein des U-Profils längsverlaufenden 

Flanschen Innenwandplatten anstelile einer Verschraubung 

S S S / • • S 
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mittels einer Klernmleiste zu befestigen. Die folgerichtige 

Ubertragung dieser Lehre auf das Wandelement gemäl3 

DE-C- 878 124 fUhrt indessen zu dem Ergebnis, die in die 

Längsrille zwischen den unteren W-Schenkeln einzusetzende, 

zur Befestigung der Innenpiatten dienende Schraubverbin-

dung durch eine einschnappbare Klemmleiste zu ersetzen. 

Von einer Anregung, abgekantete Ränder von Zugspannungen 

unterworfenen Verbindungsblechen durch eine Klemmfeder zu-

samrnenzuhalten, kann daher nicht die Rede sein. 

Im bekannten und im zu entscheidenden Fall liegen demzu-

folge gänzlich unterschiedliche Aufgaben vor, was eindeu-

tig dagegen spricht, die bekannte Klemmleiste in einem an-

deren Zusammenharig und dazu noch in modifizierter Weise zu 

verwenden. 

8.6 AbschlieL3end kann festgestellt werden, daL3 keine einzige 

der entgegengehaltenen Vorveröffentlichungen sich Uber-

haupt mit dem Problem der zugfesten, eine glatte, dichte, 

formschlUssige Ebene bildende EinfUgung von Verkleidungs-

blechen befa3t. Keine enthlt eine Anregung, wie nicht nur 

bei Verwindurigen, sondern auch beim Spannen der Wand auf-

tretende grol3e Zugkräfte zu beherrschen sind. Kein Hinweis 

168t sich auf die leichte Montier- und Demontierbarkeit 

der Aul3enwand bei Reparaturen finden, bei denen auf Nieten 

oder Reibungsschlul3 verzichtet werden kann. Und keine Vor-

veröffentlichung erwähnt wie eine vollkomxnen ebene, beu-

lenfreie Oberfläche zu erzielen ist, auf die eine witte- 

rungsbeständige Lackierungsschicht aufgetragen werden 

kann. Damit ist nachgewiesen, daI3 eine ganze Reihe von 

einzelnen Schritten, die vom nächstliegenden Stand der 

Technik zum Gegenstand des strittigen Patentes fUhren, 

durch die von der Einsprechenden genannten Vorveröffentli-

chungen nicht nahegelegt sind. Noch viel weniger ist die 

beanspruchte Gesamtkombination für den Fachmann in nahe-

liegender Weise aus dem Stand der Technik kiar und folge- 
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richtig herleitbar. 

8.7 Der Patentinhaberin ist daher darin beizupflichten, daB 

die beiden erörterten Entgegenhaltungen wegen ihrer unter-

schiedlichen Profilforrnen und Fun]ctionen nicht in der von 

der Einsprechenden volizogenen Weise in Zusammenhang ge-

bracht werden können. Es handelt sich demnach beim Vorge-

hen der Einsprechenden urn eine Synthese von Merkmalen, die 

sich weder direkt noch durch Anregungen oder Hinweise aus 

den Entgegenhaltungen voliziehen lä3t, sondern deren 

Lehren geradezu widerspricht. Eine derartige VerknUpfung 

der Merkmale muB als die klassische, rUckschauende Be-

trachtung (ex post facto-Analyse) strikt abgelehnt wer-

den. 

8.8 Aus den genannten GrUnden kann der Fachmann aus dem in 

Betracht gezogenen Stand der Technik keine Erkenntnisse 

gewinnen, die es ihm ermöglicht hätten, in naheliegender 

Weise zurn Gegenstand des Anspruch 1 zu gelangen. 

9. Nach alledem beruht der Gegenstand des Anspruches 1 ge-

mäl3 dem Hauptantrag auf einer erfinderischen Tätigkeit 

im Sinne des Art. 56 EPU. Er ist demzufolge patentwUrdig 

( 	 und gewährbar (Art. 52(1) EPU). 	 ) 

10. Die auf den Anspruch 1 rUckbezogenen AnsprUche 2-7 be-

treffen besondere AusfUhrungsforinen der Vorrichtung nach 

Anspruch 1. Sie sind daher ebenfalls gewahrbar. 

11. Bei dieser Sachiage brauchte auf den Hilfsatrag nicht 

eingegangen zu werden. 

. . I / • • • 
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ENTSCHEI DUNGSFORMEL 

Aus diesen GrUnden wird wie folgt entschieden: 

1. Die angefochtene Entscheidung wird aufgehoben. 

-2. Die Sache wird an die erste Instanz mit der Auflage 

zurUck- 

verwiesen, das europäische Patent mit folgenden Unterla-

gen aufrechtzuerhalten: 

- 	Beschreibuung Seiten 1 und 2, Uberreicht in der 

rnUndlichen Verhandlung vom 25.10.1984, 

- 	Beschreibung wie erteilt, Spalte 2; Zeilen 1-29; 

- 	Beschreibung Seite 3 Uberreicht in der rnUndlichen 

Verhandlung vom 25.10.1984, 

- 	Beschreibung wie erteilt, Spalte 2, Zeile 42 bis 

Ende. 

- 	PatentansprUche 1-7, Uberreicht in der mUndlichen 

Verhandlung vom25.10.1984, 

- 	Zeichnung mit Figur 1, eingegangen am 8.12.1983 

Zeichnungen mit Figuren 2-8 des erteilten Patents. 

Der Gescftsste11ehire 	 er Vorsit.ende 

Norman 	 1. -nde'-son 


